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Sitzungvom22 .Soptember1933.

BürgermeisterSeitz cröffnet die Sitzungum20 Uhr25 .
ZuBeginnder Sitzung hält BürgermeisterSoitz demverstor - ¬

bonon Chef des gemeinderätdichen Stenographenbüros ,Dircktionsrat Hirth

einen warmompfundenenNachruf .
Es wird in die Tagesordnung eingegangen .Ohne Debatte werden

genchmigtder Entwurffür eine noueHauptschulc,XIII. ,Veitingergasse( vor¬
aussichtliche Kosten S 1,210 . 000 )ferner Grundtauschaktionen derGemeinde
und eine Reihe von Flächenwidmungs -undBebauuungsplänen .

Vizebgm .Emmerling referiert über die Abänderung der Tarif¬
bestimmungender städtischenGas -unddor städtischen . Werke .Erverwoist
darauf ,dass die Gemeindeverwaltung ,seitdem die Sozialdemokraten die Mehr¬
heit haben ,die Tarife aller Unternehmungenauf der Basis derSelbstkosten¬
deckungerstellt hat .Siehatsichbemüht,aufdieserBasszuverbleiben,
obwohlsichimLaufedervielenJahredieAusgabenfürdiewichtigstenBe¬
darfsmittel ,für Kohleusw .wesentlichgesteigerthaben ,obwohlauchdie
Löhne und Gehälter gestiegen sind .Den städt .Gaswenken wurden durch die
Krisensteuer ,durch die Erhöhungder Warenumsatzsteuer ,durch dieErhöhung
der Frach t -und Nebengebührenauf den Bahnen ,durch die ErhöhungderBei¬
träge zumBergbaufürsorgefonds ,durchdie Erhöhungder BeiträgezurAr¬
beitslosenvers cherungallein Mchrausgabenvon ' 5Millionenauferlegt ,
den . WerkendurchähnlicheMassnahmenüber1 Million .BeideUnternchmungen
warenaber durchtechnischeVerbesserungenimstande ,daswettzumachen,
wasihnen an Mchrausgabenim Botrieb verursacht wurde .UnddhatdieTarife
nicht orhöht .Welchausserordentlichen Vorteil die Bevölkerung
davon gchabt hat ,kann man am besten dar an ermessen ,dass auch heute noch
nach den Tariferhöhungen sich der Strompreis mit dem Strompreis in allen

anderen österreichischen Stüdten messen kann .Nunmehr sind wir zu einer
Erhöhung der Tarife gezwungen .Es wird uns zumVorwurf gemacht ,dasswir
das tun,obwohlbeideWorkekeinDefizithaben .Hiersei daranerinnert ,
dass beide Unternehmungen unter den früheren Verwaltung bodeutende Beträge
an die Hohheitsverwaltiung abführen mussten ,so . B .das G swerk bis zum
Jahre 1914hicht weniger als 15 ' 8Millionen .Schliesslich sind dieUnter¬
nchmungenein Bestandteil der Stadt und so wollon auch sie ihren Teil zu
den Sorgen ,die die Hohheitsverwaltung hat ,beitrag en . Eswird mir ,schliesst

Vizebgm .Emmerlinggéwissnicht leicht ,diese Anträgezu vertreten ,aber
wir sind gezwungensie zu stellen ,umden Gemeindchaushaltin Ordnungzu

bringen .
St - Rtin .Dr .Alma Motzko ( christl . soz . )bezeichnet die Er - ¬

höhungderGas- undStrompreiseals ganzunbegründet,denneshandelt
sich nicht darum ,ein Defizit dieser Unternehmungenzu decken .Namentlich
die Gaswerkewairen hoch aktiv ,was sich schon daraus ergibt ,dassüber
30 Millionen Sschilling Reserven diesen Werkenentnommenwurden .Dio
vorgeschlagene Erhöhung geht hart an jene Grenze ,die der anständige
Kaufmannmeidiet,undsteht imWiderspruchmit der wirtschaftlichenMoral
im öffentlichen Leben .Sie ist eine untragbaro Belastung der Wirtschaft
und der Konsumentanschaft .Die von den Sozialdemokraten soverketzerte
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Bundesregierungbemühtsich, " durchHerabsetzungdesZins-¬
fusses ,Arbeitsbeschaffung und dergl .der Wirtschaft aufzuhelfen ,die

sozialdemokratischeGemeindeverwaltungnimmtaber mit einemFederstrich
der Wirtschaftfliese letzte Ankurbelungsmöglichkeit .SchonausdiesemGrundeverdient diese Vorlage die schärfste Ablehnung .Aber auchim

Namender WienerHaushaltungenmussgegen diesen Raubzugaufdie
Konsumentender Gas -undElektrizitätswerkeschärfste Verwahrungeinge-¬
legt werden .Der Sinn der Monopolstellung ,in welchediesebeiden
Unternehmungen durch die christlichsoziala Verwaltung gebracht wurden
warnur der ,dass die Bevölkerungvor einer unbilligenUeberteuerung
geschützt werde .die Sozialdemokraten kehren den Sinn dieser Monopol - ¬

schöpfungenvöllig ins Gegenteilum.
ImAllgemeinengilt aberauchfür dieseVorlagenderStandpunkt,

den St . . Kunschakschon in seiner Landtagsrede gekennzeichnet hat .Die
SozialdemokratenhabenhunderteMillionenvonanvertrautenSteuergeldern
in unverantwortlicher Weisehinausgepulvert ,ohne diechristlichsoziale
Minderheitzufragen .SiehabendieBeamtenschaftderGemeindeWien
aufgefüält ,nicht durchdie christliche undbodenständigeBevölkerung,
sonderndurch . Liebkinderder Partei ,die gie in denstädtischen
Diensthereingeholthaben ,nachdemder WienerBodenunter ihrenSohlen
kaumwarmgewordenwar .In der Zeit von1926bis 1932hat sichder
GesamtstandderstädtischenAngestelltenundBedienstetenvon56. 000
auf67. 700erhöht .Füralle dieseDingehabendieSozialdemokratenganzalleindieVerantwortungzutragen .DieErscheinungenderletztenZeit
habengezeigt ,dassSiesichnichtmehraufdiegrosseZahlvonPartei¬
zugehörigenundParteifreundenberufenkönnen ,( LebhafteRufebeiden
Spz .dem . :MachenSie dochNeuwahlen! )DieAbnahmeum120 . 000Stimmen

ist eine deutliche Absage an uhr System und ein deutliches Bekenntnis
zueinerstrakenStaatsautorität( GelächterundZwischenrufebeiden
Soz .dem. ) ,dieauchdieanderenGebietskörperschafteneinordnetindie
Staatsidee.Weilwirüberzeugtsind ,dassdiegegenwärtigeStaatsautoritätdenDienstamVolke amhöchsten stellt ,erwarten
wirzuversichtlichvondieserStaatsautorität ,dasssie auchdieWiener
BevölkerungvordiesemneuerlichenRaubattentataufihreTaschenschützen
unddieseunerhörteneueBelastungabwehrenwird.( LebhafteBeifallbei denChristl . soz. )

GR. Uebelhör( chr .soz . ) nimmtzu denAnträgenStellungnamens
der Handels und Gewerbetreibenden,die in ausserordentlich empfindlicher
Weisegetroffenwerden .In einerZeit ,dadie Wirtschaftsodarniederliegt
unddie Belastungder Wirtschaftskreiseso hochist ,ist esgeradezu
ein VerbrechenErhöhungender Gas -undStrompreiseum20bis 25%vorzunehm
Dazukommtnoch ,dassdie Vorlagendie BegünstigungendesLicht -undStrom¬
preises für Gast -und Kaffechäuser ,die bisher 50 % betragen hat ,vorsehhn .

DieAuswirkungdieser Preiserhöhungenauf dieBevöl¬
kerung kann manermessen ,wennmanbedenkt ,dass es in Wienfast 700 . 000
Wohnungenmitelektrischenundfast 600. 000WohnungenmitGasanschlussgibt
Es ist eine Belastung ,die durchgreifend die ganze Bevölkerungtrifft .
DieAuswirkungder Gas -undStrompreiseauf die Geschäftelässtsich
an demausserordentlichgrossenKonsumfür die Innenbeleuchtung-fürdie
Aussenbelcuchtungundfür die Reklamebeurteilen .Dazutritt dieErhähung
vor Beginndes Winters ein,wo diese Ausgabenposteneineausserordent -¬
liche Steigerung erfahren .Dic Folge wird eine allgemeine Einschränkungsein .
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MangebesichaberkeinerTäuschungüberdenErfolgderPreiserhöhungt
hin . Manerwartet sich davoneinen Mohrertragvon15 Millionen .Dassind
ungefähr 9 % der Gesamteinnahmon aus den Tarifen der städt .Gas .und
E .Werke .DenGeschäftsleuten wirdes ein Leichtessein ,diese9 %ander
BeleuchtungundBeheizungzuersparen ,garnicht ' éedenvondenHaushalten,
wo die weitestgehenden Ersparungen gemacht werden .Mangegeht hier den¬
delben Fehler wie schon so oft ,die Steuer zu üherspitzen underreicht
nur das Gegenteil von dem ,wasmanerreichen wollte .Als Entschuldigungfür
die Erhöhungbringt manVergleichemit den Tarifen in anderenStädten .
Mankanndochdie Gaserzeugung. . inBadenoderKremsnichtmitderGas¬
erzeugungin einemso grosserWerkwieWienvergleichen .Zuall demkommt
nochdiekatastrophaleAuswirkungderGrundgebührdazu ,durchdiedieKosten
desStromsoft um50bis 100Prozenterhöhtwerden .DerReferenthatzuge¬
standen ,dass die soz .dem .VerwaltungnunmehrvonihremGrundsatzderSelbst
kostendeckungabgegangenit .Auchhier wie sonst nohmenSie es mit derVer¬
wendungvon Zwecksteuern nicht sehr genau .Sie haben ja auch durchJahre
auf die Wohnhausbautendie FaustdickeLügegeschrieben :erbautausder
WohnbausteuerderGemeinde.DenStærmderEntrüstungunddesProtestes,
der durch die Reihen der erwerbenden Stände gegangen ist,konnte die Mehr .
heit Jören und dieser Sturm wird nicht ungehört verhallen .DieMehrheit
kannes nicht auf sich nehmen ,geradein der jetzigenZeit dieWirtschaft
so zu belasten .Wir werden zu der Tariferhöhung selbst keine Anträge stellen
dadasja zweckloswäre .SiebetræhtedenGemeinderatja nuralsFormsache .
Dagegenstellen wirAnträgezueiner verfassungsrechtlichenFrage .Sie

der Stedtsonat ermächtigt werden soll
schlagen auch die Aenderung vor ,dass/in Zukunft enwaige weitere Abänderun¬

gen der allgemeinen Bedingungen für den Gas -undStrombezug
zu beschliessen .Das widersprichtausdrücklich

di Gumeindeverfassung ,in deren§ 71die BeschlussfassungüberdieTarife
demGemeinderatvorbehaltenist . DerRednerbeantragtdemgemäss,indieser
BezichungdenfriherenZustandwiederherzustellen,wonachderGemeinderat
Abänderungender allgemeinenBedingungenfür denGas -undStrombezugzuden elafent
beschliessen hat . DicAnträgesind wiederein Beweisdafür ,wiewenig
der Gemeinderatder Mehrheitwertist . DenAnträgenkönnenwirwegen
ihref katastrophaler Auswirkungauf die ganzeWirtschaftunddieganze
Bevölkerungnichtzustimmen( Lebh.Beifall . d .Chr. soz. )

2

G . : .Zörnlaib( christl ,soz . )bemerkt ,es sei sehr traurigund
für d1 :Met eit sehr beschämend ,dass gerade eine sozialdemokratische

GemeinderatsMhrheitin einer Zeit schwersterNotes fürangezeigt
hält ,der BevölkerungWiensdurchdie vorgeschlagenenMassnahmendie
Lebensnotwendigkeiten zu vertzuern .Die Christlichsozialen sind gegen
die Anträge ,weil sie sich von ihnen keinen Erfolg versprechen .a
primitiveGrundderVolkswirtschaftslehrebestehtdarin ,dasserhöhte
Preise den Konsumverringern ,sodass die erhofften 15Millionen
Schilling nicht werden erreicht werden .Die Belastung ist auchnichtin dieser Stadt
tragbar ,dennes gibt/keineReservenmehr ,für eine höhereDeckung
von Lebensnotwendigkeiten .Die Anträge sind aber auch verfrüht ,denn
os sind demFinanzreferentenVerhandlungenmit demFinanzministerin
Aussichtgestellt worden ,derenErgebnisheutenochunbekanntist .
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Wenn die Sozialdemokraten sich über den Autoritätswahn beklagon ,so

widerfährt ihnen kein anderes Schicksal als das ,das sie unshaben
zuteil werden lassen .Die Minorität müsste sich als Verräter gegenüber
domVolkebetrachten ,wennsie diesen Anträgenzustimmenwürde .(Beifall
bei denChristl . soz. )

Berichterstatter Vizebürgermeister Emmerling weist in - - ¬
Ergänzugngseiner einleitenden Ausführungenin seinem Schlusswortdarauf
hin ,dass die Gas -undElektrizitätspreise in Wienniedrigersind
als selbst in jenen Grosstädten ,die im Kohlengebiete liegen .InBerlin
kostet eine Kilowattstundc96 ,in München122 ,in Prag 79 1/2Groschen ,
bei uns nachder Erhöhung70 Groschen .Unterderchristlichsozialen
Verwaltungin Wienwarendie Gas -undElektrizitätspreiseebenfalls
viel höher .DieChristlichsozialenhabenin einer ausgeglichenenWirt¬
schaft für die Kilowattstunde 70 Heller ,das sind mehrals 100Groschen ,
für einenKubikmeterGas241/2 Groschenverlangt .GR. Uebelhörhatsich

über die Belastung des Handels -und Gewerbestandes bekalgt ,er hat aber

übersehen,dassdieReklambeleuchtung,dassdieRabatteaufGasundStrom
und dass auch das Gas für rein gewerbliche Zweckefon den Erhöhungenunbe¬
rührt bleibt ,so dass der Schluss ,wir seien gewerbefeindlich ,gänzlichun¬
berechtigtist . Mansagt ,wir habendenGast - undKaffeehäuserndieBegfinsti¬
gungweggenommen ,wir warenes ,die ihnendenNachlassgegebenhabenund
nichtwirnehmenihnendenNachlass ,sonderndie Regierungnimmtihndurch
ihreMassnahmen( Lebh.Beifall . d.Soz .dem. )Wennerklärtwird ,dieinden
Anträgen enthaltene Ermächtigung an den Stadteenat sei derfassungswidrig
so sei darauf hingewiesen ,dass der Stadtsenat dieses Recht durchJahre
ausgehübt hat .GR .Zörnlaib hat gemeint ,höhere Preisse geringere Umsätze .
ErmögedasdemBundsagen,der/dieZollmassnahmendieLebenshaltungder
Bevölkemungimmerweiter erschwerthat .Ich erkläre nocheinmal ,wennder
Bundalle Massnahmengegendie GemeindeWienzurückzieht ,ziehenwirauch
unsere Tariånträge sofort zurück .( Lebh .Beifall . . Mehrheit, )

DieAnträgedes Referentenwerdenunter AblehnungderAnträ¬
geUebelhörangenommen.( Lebh.Zwischenrufe ).

GRtinGlöckelberichtetüberdie stödt .StipendienfürHoch¬
und Mittelschüler .Die Stipendien wurden im Jahre 1923 ins Lebengerufen
undfür Hochschülermit300S ,für Mittelschülermit180SCestgesetzt.
ImJahre1926wurdendie StipendienerhöhtundzwarvonZoonSauf 120S
und von 180 S auf 300 . MitRücksicht auf die starle Verminderung der Ein¬

nahmender GemeindeWiensollen die Stipendienwiederauf die imJahre
1926 bestandenen Ansätze zurückgeführt werden .

GRtin Dr .Motzko( chr . soz .( erklärt ,dass ohre Partei gegendie
Vorlage stimmenwerde ,weil die Stipendien es in vielen Fällen derJugend

überhaupt ermöglichen ,studieren zukönnen .
Die Vorlage wirdangenommen.

Schluss der Sitzung 22 Uhr05 .
Bogenabfertigung22Uhr15 .
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